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? c » » jispreis : Z » K« <? r« hr und auswärts frei in « Hau « geliefert monatlich 2,60 Goldmars . — Einzelnummer 10 Goldpfennig , Samstag « 15 Goldpscunig . — Anzeige » gebühr 12 Goldpfenni ^ für 1mm Höhe uiid ei »
Siebentel Breite . Briefe und Gelder frei . Bei Wietelholurigni tariffrster Rabatt , der als Kassenrabatt gilt und verweigert werden kann , wenn nicht binnen vier Wochen » ach Empfang der Siechunng Zahlung erfolgt . Amtliche
Anzeige» sind direkt au die Geschäftsstelle der « arl «ruber Zeitung , Badischer Staatsanjeiger . Karlfriedrichstraße 14, zu senden und werden in Bereit,taruug mit dem Ministerium des Inner » berechnet. BeiKlageerhehung,ztva »gs -
weiser Beitreibung nud Konkursverfahren füllt der Nal >att fort . Erfiivungsort Karlsruh «. — Im Falle von hiiherer Gewalt , Streik , Sperr «, Aussperrung , Maschinenbruch , Betriebsstörung im eigene» Betrieb oder
m denen innerer Lieferanten , hat der Inserent keine « »spriicb?, fall « die Zeitung verspätet , in beschräirktem Umfange oder nicht erscheint. — Wir >elepho, :ische Abbestellung von Anzeigen wird keine Gewähr übernommen ,
v „«erlangte Trurksachen und Manuskripte werden nicht znriiikgegeben und «» wird keinerlei Verpflichtung zn irgendwelcher B^ cgntung titeriwniiuen . Al'beftellung der Zeitung kann nur je bis 25. auf Monatsschluß erfolgen .

* Die Londoner Ikonkerenz
Die Politik der großen Staaten Europas hat eine ge-

wisse Zwangsläufigkeit . Die geographische Lage und
ganz bestimmte Rasseeigentümlickkeiten drücken in Ver¬
bindung niit den allgemeinen , machtpolitisck>en Zielen , der
Politik eings jeden Großstaates den historischen Stempel
auf . So ist der Gegensatz zwischen Frankreich und
Deutschland ein historischer . Während sich aber diese geg¬
nerische Einstellung auf deutscher Seite meist mit der De-
fensive zu begnügen hatte , ist sie auf französischer Seite
stets im wesentlichen aggressiver Natur gewesen . Und
zwar hat es sich dabei iinmer um das Streben nach dem
Besitz des Rheines gehandelt .

Dieser Kampf um den Rhein ist es , der dem Verhält -
nis zwischen Deutschland und Frankreich seine Eigenart
verleiht . Der Krieg 1870/71 entschied ihn ! völlig zu un -
seren Gunsten , insofern , als er Frankreich auch vom
Oberrhein (Elsaß -Lothringen ) hinwegdrängte . Der Frie -
densvertrag von Versailles hat Frankreich diese verlorene
Position am Oberrhein wiedergegeben , gleichzeitig aber
auch in ihm von neuem den Wunsch nach der Herrschaft ,über den ganzen Rhein erweckt. Was man französischen
Nationalismus nennt , das ist die parteipolitische Zusam -
menfassung all der Kräfte , die auch um den Preis wei -
terer Kriege die Herrschaft über den Rhein erstreben .Nun liegen die Dinge aber so, daß bei dem Andringender slavischen Mächte von Osten her und bei der dadurch
bedingten Verschmälerung des für uns gebliebenen Le-
bensraumes , die französische Herrschast über den Rhein
gleichbedeutend wäre mit der französischen Herrschaft über
Deutschland . Und da , wirtschaftspolitisch gesehen , die
wichtigsten Gebiete des Reiches am Rhein und an der
Ruhr liegen , würde diese Herrschaft vor allem auch eine
wirtschaftspolitische sein . Für uns Deutsche ist der Kampfum den Rhein also ein Existenzkampf , für Frankreichlediglich eine Angelegenheit der Machtgier .

Frankreich , das nach 1871 ohne jede nennenswerte
Störung von deutscher Seite her , in Afrika und zum Teilin Asien ein Kolonialreich von riesenhaftem Umfange
gründen konnte und wirtschaftlich aus Eigenem besteht(also autark ' 'st, benötigt die Herrschast über den Rheinnicht ; es sei denn , daß es die Absicht hegt , den ganzenKontinent seiner Hegemonie zu unterwerfen . Daß der
französische Nationalismus (Poincare ) diese Absicht hat .Wird wohl heute von niemanden mcftr bestritten werden .Aber ebenso wenig ist zu bestreiten , daß dieser unser -
hüllte Imperialismus andere Mächte auf den Plan ge»
rufen hat , Mächte , deren Politik gleichfalls aus histori -
scher Zwangsläufigkeit heraus es nicht zulassen darf , daßFrankreich Deutschland und damit Europa sich und sei-neu Wünschen tributär macht . So ist der Gegensatz Eng¬lands gegen Frankreich — ein Gegensatz , der gleichfallsdie Jahrhunderte beherrscht — wieder lebendig geworden .Italien und Amerika aber stehen auf der Seite Englands .Dasselbe England , das immer den übermächtig geworde -
Nen Kontinentalstaat niederzuringen versuchte , mußtezum Gegner Frankreichs werden , sowie dieses Frankreichkontinentale Hegemonialpolitik trieb . Es ist also weiter
garnicht verwunderlich , daß ein Bonar Law und Bald -
Win mit dem Frankreich Poincares die schwersten Händelhatten , während sich jetzt immerhin eine Besserung der
Beziehungen bemerkbar macht . Damals war eben der
französische Nationalismus in Paris mn Ruder , undheute haben wir die Regierung Herriot .

Allerdings scheint es so , als ob auch die RegierungHerriot sich der Zwangsläufigkeit der französische » Poli¬tik nicht ganz entziehen könnte . Und , weil sie sich ihrnicht entziehen kann , weil sie in mancherlei Punkten dortwieder anknüpft , wo der Poincarismus aufgehört hat ,hat sich von neuem jene Komplikation ergeben , die zu be-seitigen die erste Ausgabe der Londoner Konferenz ist.Worin diese Komplikation besteht , läßt sich heute ganzklar erkennen . Auch das Frankreich Herriots versuchtoffenbar die Durchführung des Sachverständigenberichtsw solche Bahnen zu lenken , daß ihm prinzipiell immerNoch die Möglichkeit offen bleibt , bei etwaigen „großen« ersehlungen Deutschlands " seine alte Politik der Sank -rlonen, d. h. seine alte Politik der Herrschaft über denRhein und der kontinentalen Hegemonie wieder aufzu¬wärmen . Das ist es aber , was aus rein wirtschaftlichenErwägungen und auch aus machtpolitischen Gründen
England , Amerika und Italien nicht wünschen . Die

: Möglichkeit, daß Frankreich von neuem militärisch gegen. ^utschland vorgeht und von neuem über den Wortlaut
Friedenvertrags hinaus Gebiete besetzt, diese Mög¬

lichkeit imperialistischer Extratouren Frankreichs soll ein
für alle Mal ausgeschlossen sein . Und im ffiw nmen -
hang mit diesem Wunsch der Alliierten gilt auch die bal -
dige militärische Räumung der widerrechtlich besetztenGebiete als eine Selbstverständlichkeit .

Das ist also der Punkt , an welchem die Köpfe zusam¬menstoßen werden . Beharrt Frankreich bezw . das Kabi¬nett Herriot bei der Auffassung , daß es angesichts etwa -
iger Verfehlungen Deutschlands gesondert vorgehenkönne , erklärt es sich nicht damit einverstanden , daßSanktionen nur auf Grund von Gemeinschastsbeschlüssenausgeführt werden dürfen , so ist die Londoner Konferenzgescheitert und die Durchführung des Sachverständigen -
berichts unmöglich .

Denn die amerikanischen und sonstigen Geldgeber wer -den nur einem souveränen Deutschland Kredi je bewil -
ligen , nicht aber einem Deutschland , das jeder Zeit durcheinen Zugriff von Paris aus in eine Art französische Ko-
lonie verwandelt , oder in ein bolschewistisches Chaos ge-
stürzt werden kann . Die Finanz will nicht nur ihre Wirt -
schaftlichen, sondern auch ihre politischen Sicherheiten .Und solche Sicherheiten sind nur dann gegeben , wennFrankreichs eigenmächtige Sanktionen unmöglich gemachtwerden . Neben diesem Hauptpllnkt spielt die Frage der?Reparationskommission nur eine formale Rolle .

Nun ist die Situation allerdings so, daß England ,Amerika und Italien , wenn sie zu energischem und ein¬mütigem Vorgehen entschlossen sind, sehr Wohl die Machthaben , Frankreich zur Vernunft zu bringen . Die Druck -mittel , die zumal Amerika anwenden kann , sind so stark ,daß Frankreich es sich wohl überlegen würde , ob es ihnentrotzen will . Aber Amerika muß den Willen zur Tataufbringen . Dann wird auch die Lösung der Frage ,welche Befugnisse die Reparationskommission bei derDurchführung des Sachverständigenberichts haben soll,sehr bald gefunden sein . Entweder schaltet man die Re -
Parationskommission überhaupt aus , wie es ja der ur -
sprüngliche Plan Englands ist, oder man delegiert , derletzten Pariser Nyte entsprechend , einen Amerikaner indie Reparationskommission . Denn diese Kommissionwar nicht gefährlich , weil sie als solche existierte , sondernnur deshalb , weil sie völlig unter französischem Einflußstand .

Die Londoner Konferenz beginnt heute . Sie wirdnach den Tagen von Versailles die Konserenz sein , derdie größte Bedeutung für die Geschicke Europas beizu -messen ist.

Zusammentritt der Londoner 1Ronferen3Heute findet die Eröffnung der Londoner Reparationskonfe .renz im Borschaftersaal des Foreign Office um 11 Uhr vormit .tags statt . Macdonald hält die Eröffnungsrede . Dann werdendie Delogierten das Programm der Konferenz aufstellen.Die Eröffnungskonferenz findet nur unter Teilnahme derVertreter Englands , Belgiens , Italiens . Frankreichs , Japan ?und der Bereinigten Staaten statt . Herriot ist bereits gesternin London eingetroffen.
Die Bertretun » AmerikasEs wird bekannt gegeben, dag Owen Noung, zusammen mitdem Botschafter Kellog als nicht offizieller ..Beobachter" an derLondoner Konferenz teilnehmen werbe. Als Uoung zum erstenMal in Verbindung mit der Stellung eines Vorsitzenden indem im Dcwesplan vorgesehenen Transfer -Komitee erwähntwurde , lehnte er ab. Seine Freunde sagen indessen , daß er sichentschlossen habe, den Vorsitz vorübergehend anzunehmen , nach-dem er Konferenzen mit Coolidge und Hughes gehabt hatte , indenen ihn der Präsident energisch drängte , mit dem Botschafterin London. Kellog , zusammenzuarbeiten . Die Ansicht geht da-hm . daß er ganz besonders geeignet sei. als Mitarbeiter cmder Durchfuhrung des Sachverständigengutachtens mitzuwir »ken .

*WTB . Paris , 16. Juli . Die Reparationskommission hat ge-stern das amerikaniffche Mitglied des Sachverständigenausschus¬ses Owen Aoung zu dem im Sachverftäudigenberichitvorgesehe-nen Agenten für die Reparationszahlungen ernannt .
Die Bedingungen der ReparationskommissionWTB . Paris , 16. Juli . Die Reparationskommission hat ge-stern in drei offiziösen Sitzungen, die am Abend in eine off, -zielle Sitzung umgewandelt wurden, sich mit den Fragen be-schästigt, die durch das Herriot -Macdonald-Abtommen vom S.Juli ausgeworfen worden sind . Dabei hat sie die Bedingungenfestgesetzt , die nach ihrer Adisicht erfiillt werden müssen, wennder Dawesplan als erfiillt betrachtet werden soll . Die Mittei -langen , welche der „Statin " und der ..Petit Parisien " überdie Verhandlungen verbreitet haben, finden eine Richtigstellungin folgender von der Reparationskommission selbst ausgegebe-nen Darstellung :

Die Repavationskommission hat unter dem Borsitz Barthousvon der Aufforderung, die durch die französische und die eng-

lyche Regierung an sie gerichtet worden ist , Kenntnis genom-men und einstimmig beschlösse » , das; die Jnkraftsetiung desSachverständigenberichis folgendes verlangt :1. Die Annahme der für das Funktionieren des Planes er »forderlichen Gesetze in der von tec Reparationskomm-Won ge¬nehmigten Form durch den Reichstag und deren Verkündigung.2. Die Einrichtung aller im Plane vorgesehenen Ausfüh -rungs - uud Kontrollorgane zum Zwecke des normalen Funk-tionierenS .
3 . Die endgültige Errichtung der Bank und der Reich5c5sen-bahngesellschaft gemäß den Bestimmungen der sie betreffendenGesetze .
4 . Die Übergabe von Certifikaten an den Treuhänder , sowohlfür die Eisenbahnobligationen als auch für die im Bericht deSOrganisationsausschusses vorgesehenen Jndustrieobligatione «.5. Der Abschluß von Verträgen , durch die die Unterbringungder Anleihe von 800 Millionen nach Inkrafttreten des Planesund nach Erfüllung aller Bestimmungen des Sachverständigen-berichts sichergestellt wird.

*WTB . Paris , 16. Juli . Der Londoner Berichterstatter des„Neuyork Herald " meldet, der Vorschlag , den Baldwin gesternim Unterhause gemacht habe, durch die Reparattonskommissioneinen besonderen Ausschuß einsetzen zu lassen, um die Fragen ,die im Zusammenhang mit den etwaigen Verfehlungen auf -tauchen, zu regeln , Habs in der gestrigen Sitzung >des Kabinett»eine günstige Aufnahme gefunden. Premierminister Macdonaldwerde Herriot diesen Vorschlag unterbreiten , und es sei mög-lich, daß er sich als die Lösung einer der schwierigsten Fragenerweise, die der Konferenz vorlägen.

politische Neuigkeiten
Der Reichsernährungsminister über die

Agrarschutzzölle
Der Reichsminister für Ernährung und Landwirtschaft GrafKanitz hatte mit einem Vertreter des WTB . eine Unterredungüber die Notlage der Landwirtschaft. Es handelt sich heutedarum , so erklärte der Minister , ob sich die deutsche Volkser-nährung in Zukunft vorzugsweise aus die Produktion der hei-mischen Scholle, oder auf die Einfuhr stützen soll. Die deutscheVolksernährung sei in greifbarer Zukunft gefährdet, wenn dienötigen Vorkehrungen nicht heute schon getroffen würden.Keine Regierung dürfe tatenlos zusehen , daß die Landwirt -schaft unter dem Drucke der Notlage zum Extensivbetriebübergehe . Die Landwirtschaft sei bereits auf dem Wege zurExtensiviernng . Aus allen Landesteilen lägen Nachrichten vorüber den berechtigten trostlosen Pessimismus der Bauern undüber den mangelnden Mut , in ernsthaftem und gewohntemUmfang an die Bestellung des Brotgetreides für das nächsteJahr zu gehen . Vom Ernährungsstandpunkt aus sei es Pflichtder Regierung , durch Kredithilfe und durch Steuererleichte -rung , durch Ausfuhr und Zölle eine wirkliche, nachhaltige Er -leichterung zu schaffen. Leider fehlten für eine Kredithilfedie Mittel , und ' ein radikaler Abbau der Steuern würde denStaatshaushalt umwerfen und die Gefahr einer neuen In -ilation heraufbeschwören . Durch die Freigabe der Ausfuhrsei keine durchgreifende Erleichterung zu erreichen . Es blei-den daher die Zolle.

Der Ernährungsminister verbreitete sich sodann über dasThema der Schutzzölle, die erfahrungsgemäß geeignet sind,die Produktion zu vermehren . Die von der Reichsregierunggleichzeitig mit der Einführung der Schutzzölle geplante Herab-setzung der Umsatzsteuer dürfte die Ladenpreise trotz der even -tuellen Auswirkung der Zölle in absolut erträglichen Grenzenhalten . Die durchaus ungerechtfertigte Spannung der Mehl-preise zwischen Berlin und München von 50 Proz . zeige, daßder Getreidepreis auf den Mehlpreis keine ausschlaggebendeWirkung habe . Die Behinderung der Einfuhr von Gefrier -fleisch die entgegen tendenziösen Nachrichten tatsächlich nur5 Proz . des gesamten deutschen Fleischkonsums ausmache, feinicht beabsichtigt.
Graf Kanitz schloß, daß maßvolle Agrarzölle unbedingt eineHebung der heimischen Agrar -Produktionsbewegung bewirkten,desgleichen aber auch mit dem Steigen der Kaufkraft der Land-Wirtschaft eine Hebung der Industrieproduktion und somitalso bessere Arbeits - und Lohnbedingungen bei der Industrie .Umgekehrt sei heute durch fehlende Absatzmöglichkeiten der In -dustrie an die Landwirtschaft der Arbeitsmarkt bereits gefähr-det. Übrigens sei es nach der vor zwei Jahren erfolgten Ein -führnng der automatischen Jndustriezölle volkswirtschaftlichnicht angängig , Jndustriezölle , aber keine Agrarzölle zu er-heben, da die durch Zölle nicht geschützte Landwirtschaft diedurch die Jndustriezölle versteuerten Produktionsmittel vonder Industrie kaufen müsse . Die Wahrung der Parität aufdiesem Gebiete sei eine Selbstverständlichkeit. Was die Aus-Wirkung der Agrarzölle auf die Lebenshaltung des Arbeiter?anbelange , brauche man , so führte der Minister aus, eine wei -ter fühlbare Verteuerung überhaupt nicht zn befürchte », wennes gelinge , die Zwischenglieder zwischen Agrarproduzenten undVerbrauchern auf allen Gebieten zu einer Verbrauchskorrek-tur zu bewegen . Zur Erleichterung dieses Zieles werde dieRegierung kein Mittel unversucht lassen . Im übrigen werdeeine bessere Beschäftigung der Industrie infolge der Wieder-Herstellung der Kauskraft der Landwirtschaft bessere Bedin-

gungen und Verbilligungen der Produktion auf allen Gebie-ten automatisch zur Folge haben. Erfahrungsgemäß entstehedie größte Belastung des Verbrauchers iinmer durch den Rück-gang der agrarisch -industriellen Produktion.Der Ernährungsminister erinnerte schließlich daran , daßein aus monatelangen Beratungen hervorgegangenes Gut -achten des Reichswirtschaftsrates als sachliche Unterlage fürdie jetzige Regierungsvorlage betreffend die Agrarzölle diene.Das Problem liege nicht darin* wie man dem Volke für die



nächste Zeit möglichst billiges Brot schaffe , fondern darin , wie
fiir die Zukunft erträgliche , vor allen Dingen gleichbleibende
Preife erzielt würden . Die Beantwortung dieses Problems
könne nur in der heutigen Gesetzesvorlage gefunden werden .
Jede andere Regierung werde freiwillig oder unfreiwillig sehr
bald vor derselben Frage stehen u . zwangsläufig zu einer Ant -
wort kommen , die. zwar sehr unpopulär , deswegen aber nicht
weniger notwendig sei . Es Handele sich bei der Vorlage um
die unerläßliche Schaffung eines Provisoriums aus rein zweck -
mätzigen Gründen , dessen sofortige Vorlage aus ernährungs -
politischen und anderen politischen Gründen unerläßlich sei .

*
WTB . Berlin , 15. Juli . Der Reichsminister für Ernährung

und Landwirtschaft , v. Könitz , hat nachmittags die Führer der
Gewerkschaften zu einer Besprechung über die Lage der Land -
Wirtschaft und die damit zusammenhängende Schutzzollfrage
empfangen .

Zu den Besprechungen melden die Blätter noch, daß «ine
Übereinstimmung nicht erziel ! worden sei. Graßmann lehnte
namens der freien Gewerkschaften alle schutzzollpolitischen
Matznahmen mit Rücksicht auf die Ernährungslage der städti -
fchen Bevölkerung ab . Der Vertreter der Christlichen GeWerk -
schaften Baltrusch vom Deutschen Gewerkschaftsbund erklärt «
sich unter gewissen Vorausstchungen für die Schutzzollvorlage
der Regierung , allerdings müsse diese im Zusammenhang mit
der gesamten Zolltarifpolitik durchgeführt werden . Für die
Hirsch -Dunckersche- Gewerkschaften teilte Lemmer mit , datz,
ohne die Frage der Schutzzollpolitik grundsätzlich zu entscheiden ,
im Augenblick die Zollvorlage der Reichsregierung aus Wirt -
schaftlichen und politischen Gründen abzulehnen sei. Dem
„ Vorwärts " zufolge soll über die Frage der Schutzzölle mit
den Gewerkschaften noch weiter verhandelt werden .

Das Jndnftrieobligationen -Komitee
Das Komitee zur Vorbereitung der im Sachverständigenbe -

richt vorgesehenen Emission der deutschen Jndustrieobligaiionen
hat nun ebenso wie das Bankkomitee seine Arbeiten beendet
und seinen Bericht fertiggestellt auf Grund dessen die deutsche
Regierung die erforderlichen gesetzlichen Matznahmen vorbe -
reiten wird .

Die Arbeiten des Komites waren in den ersten Wochen auf
starke Schwierigkeiten gestöhnt in der Person des französischen
Delegierten Deseamps der in Vertretung gewisser Sonder -
inieressen der französischen Schwerindustrie mit seinen For -
derungen weit über die im Sachverständigenbericht gezogenen
Grenzen hinausgegangen war . Erst die Demmission Des -
camp 's und die Zuwahl eines neutralen Mitgliedes in der
Person des schwedischen Finanzmannes Wallenberg machte
ein positives Arbeiten möglich , das , wie die „ Frank . Ztg .

" aus
Paris meldet , nach langwierigen Verhandlungen zu einem den
Interessen aller Beteiligten gerecht werdenden Kompromiß
geführt hat .

Die Berliner Besprechungen
der Finanzminister

Die Besprechungen der Finanzminister über die Zahlung
der Restkauffumme aus dem Ubergang der Eisenbahnen sind
am Dienstag , wie WTB . meldet , im . Reichsftnanzministerium
unter dem Vorsitz des Reichsfinanzmimsters Dr . Luther fort -
gesetzt worden . Dabei wurden noch einmal die aus dem
Staatsvertrag über die Eisenbahnen sich ergebenden finan -
ziellen Fragen eingehend durchgesprochen . Die Beratungen
sind noch nicht zum Abschluß gekommen und werden demnächst
f«rtgesetzt .

Mi
Von zuständiger Münchner Stelle wird mitgeteilt : Die

Reichsregierung beabsichtigt demnächst mit der bayerischen
Etaatsregierung in Besprechungen über die Eisenbahnfrage
'einzutreten . Der Termin für die Verhandlungen steht noch
nicht endgültig fest . Voraussichtlich werden die Besprechungen
noch in dieser Woche beginnen . Sie finden in München statt .

Ikurze Oacdricdten
Die Finanzgebarung des Reichs . Vom 1 . bis 10. Juli 1924

betragen die Einzahlungen bei der Reichshauptkasse rund
106,7 Millionen und die Auszahlungen 96,8 Millionen , mithin
der Überschuß 9,9 Millionen Goldmark . Damit verringert
sich der gesamte Zuschußbedarf seit dem 1 . April 1924 auf rund
25,2 Millionen Goldmark . Der Erlös aus der Begebung von
Rentenmärkschatzwechseln weist für die genannte Zeit eine Zu -
nähme von rund 30,3 Millionen Goldmark auf .

Das Reichskabinett genehmigte den Entwurf eines Münz -
gesetzes , der die Prägung von Goldmünzen zu 10 und 20
Reichsmark , von Silbermünzen von 1—6 Reichsmark und von
Stücken über l , 2, 5, 10 und 50 Pfennigen vorsieht . Der Zeit »
Punkt des Inkrafttretens des Gesetzes wird später von der
Iieichsregiernna bestimmt . Angenommen wurde ferner ein
Entwurf der ReichÄnenststrafordnung .

Z «beidemal,n in den Ruhestand versetzt . In einer vertrauli -
chcn Sitzung der Stadtverordneten in Kassel wurde von den
anwesenden Mitgliedern der Rechtsparteien und des Zentrums
endgültig beschlossen, den Oberbürgermeister Scheidtmann so¬
wie die Stadträte Rosenstock und Wittrock und den Oberbaurat
Höhle zum 1 . September in den Ruhestand zu versetzen .

Die Freilassung Ernst TollerS . Der Dichter Ernst Toller
ist am Dienstag , wie die „ Franks . Ztg .

" aus München meldet ,
nach voller Verletzung seiner fünfjährigen Festungshaft aus
Niederschönenfeld entlassen worden .

HadiSCtier Teil '

Verkassungskeier — Ikomnuinistiscke
Demonstrationen

Das Pol . Büro der Kommunistischen Partei . Teutschlands
in Berlin hat unterm 5 , ds . Mts . den dieser Partei angeschlos -

senen Organisationen Mitteilung davon zugehen lassen , daß
die für den Verfassungstag zur Feier desselben vorgesehene
Versammlungsfreiheit zu kommunistischen Demonstrationen
benützt werden soll. Es heißt in der kommunistischen Instruk¬
tion : „ Wir haben überall diese Gelegenheit auszunützen und
aus den Versammlungen und Demonstrationen für die Demo -
kratie solche für die Sowjetmacht zu machen . Je nach den
örtlichen Verhältnissen ist von vornherein mit roten Fahnen ,
Sowjetsternen usw . zu demonstrieren , oder erst an Ort und
Stelle mit unseren Emblemen usw . herauszurücken . Soweit
wie irgend möglich muß jede republikanische Kundgebung zu
einer Sswjetkuudgcbung umgebogen und der Verfassungstag
ein Tag für die Diktatur des Proletariats werden ."

Wie wir hören , hat der Minister des Innern die Absicht, ge-

gen Störungsverjuche solcher Art ganz energisch einzuschreiten .

Kadiscder Landtag
Abschluß der Schuldebatte im HaushaltSausfchuß

In der Nachmittagssitzung qm Donnerstag kam die Eingabe
des Bad . Lehrervereins über „ Kollegiale Schulleitung " zur
Aussprache . Von Zentrumsseite wird eine ablehnende Hal -
tung zum Gedanken der Kollegialen Schulleitung eingenoiu -
men ; ein weiterer Zentrumsredner suchte nachzuweisen , datz
der in Baden bestehende Rechtszustand auf diesem Gebiete
schon eine Einrichtung der Kollegialen Schulleitung bedeute .
— Ein demokratischer Redner tritt für die Kollegiale Schul -
leitung ein . — Ein sozialde inokratischer Redner betonte , die
Frage der Kollegialen Schulleitung sei für seine Partei eine
grundsätzliche Frage , insofern sie die Demokratisierung der
Verwaltung im Sinne einer starken Betonung des Charakters
der Arbeitsgemeinschaft bedeute . Die Regierung teilte mit ,
daß in nächster Zeit eine Besprechung über diese Frage mit
den Organisationen stattfinden solle, auf Grund deren die
Angelegenheit dann verordnungsgemäß geregelt werde .

Eine größere Aussprache entspann sich dann über die Not -
läge der Junglehrer . Es sind über 1000 «Schulkandidaten vor -
handen , die noch keine Verwendung finden und wohl auch auf
Jahre hinaus nicht untergebracht werden können. Die Re -
gierung will deshalb freiwillige Kurse einrichten , um den jun -
gen Leuten Gelegenheit zu geben , sich dort für einen anderen
Beruf vorzubereiten . Kandidaten mit guten Zeugnissen sollen
in den Schuldienst übernommen werden , sobald Stellen fre »
feien . Von demokratischer Seite wird auf die Forderungen in
einer Eingabe des Bad . Lehrervereins abgehoben .

Von Zentrumsseite werden finanzielle Bedenken geltend ge -
macht , während ein sozialdemokratischer Redner darauf Hin¬
werst , es bestehe doch eine moralische Verpflichtung der Re -
gierung den Junglehrern gegenüber ; die Not fei autzerordent -
lich groß , es handle sich vielfach um Söhne ärmerer Eltern ,
die mit Mühe und Not den Seminarbesuch ihren Kindern er -
möglicht hätten , und nun , da diese zu einer wirtschaftlichen
Sicherstellnng kommen sollten , auf der Straße liegen müßten .
Die Regierung müsse hier unter allen Umständen helfend ein -
greifen und er wünsche deshalb eine empfehlende Kenntnis -
nähme der vorliegenden Eingabe . Demgemäß wurde dann
auch mit 11 gegen 2 Stimmen bei 6 Enthaltungen beschlossen.

Die Neugestaltung des Handarbeitsunterrichts
Die sozialdemokratische Fraktion des Haushaltsausschusses

hatte einen Antrag eingereicht , wonach die Ausbildung der
Handarbeitslehrerinnen zu verstaatlichen , das Lehrerseminar
M in Karlsruhe in ein solches für Handarbeitslehrerinnen
umzuwandeln , daß vom 1 . April 1926 nur voll ausgebildete
Handarbeitslehrerinnen zu verwenden und daß möglichst Iah -
resunterricht zu erteilen , fei . .Hierzu lagen auch noch einige
Anträge von feiten des Fachverbandes vor . Ein sozialdemo -
kratischer Redner begründete zunächst die verschiedenen Punkte
des sozialdemokratische » Antrages . Er wies auf die Volks-
wirtschaftliche Bedeutung gerade dieses Unterrichts hin , daß es
notwendig . sei, auch in der Vorbildung der Handarbeitsleh -
rerinnen moderne Wege zu gehen , um so sür die weibliche
Jugend eine möglichst gute Ausbildung nach der technischen
und geschmacklichen Seite der weiblichen Handarbeiten zu
sichern . — An der Debatte beteiligten sich Redner aller Frak -
tionen . Von Zentrumsseite wurden Bedenken geltend gemacht
gegen eine zu frühe Einführung imd zu große stundenmäßige
Ausdehnung dieses Unterrichts , auch gegen etwaigen Zwang
zur Einführung von Wanderlehrerinnen . — Von deutschnatio¬
naler Seite wurde eine bessere gehaltliche Einstufung ge-
wünscht ; ein entsprechender Antrag wurde dann als Material
zu einer Neugestaltung des Besoldungsgesetzes der Regierung
überwiesen . Die sozialdemokratischen Anträge wurden mit
einigen Abänderungen im wesentlichen einstimmig angenom -
men .

Das Finanzministerium
Die Beratung war an einem Tage , der sich allerdings bis

9 Uhr abends ausdehnte , beendet . — Interessant war insbe¬
sondere

Die allgemeine Debatte .
Sie wickelte sich wie folgt ab : Der Berichterstatter Abg . Seu -

bert (Ztr . ) steifte an den Staatspräsidenten und Finanzmini »
ster zu Beginn einige prinzipielle Fragen , worauf der Finanz -
minister sofort entgegnete : Die Finanzlage Badens habe seit
seinem letzten Exposee sich nicht zu unseren Gunsten verändert .
Die Ermäßigung der Umsatzsteuer im Reich von 2Mi auf 2 Pro¬
zent bedeutet für Baden einen Einnahmeausfall von zirka
700 MO Mark . Weiter haben sich nach dem neuesten Stand
der Veranlagung die gewerblichen Betriebsvermögen geradezu
katastrophal vermindeÄ ; die Verschiebung sei ungeheuerlich .
Die Auswirkungen der Würzburger Finanzminifterkonferenz
bezw . deren Beschlüsse, seien bereits überholt . Der Verkehr
zwischen dem badischen Finanzministerium seit Aufhebung der
Personalunion (Präsidenten des Landesfinanzamtes ) sei sehr
gut . „ Wir werden dazu kommen müssen , besondere Kommissare
zu ernennen , die gleich dem früheren Vorgang und Verhalten
des Reiches gegenüber den - Ländern , jetzt die ilmgelehrte Auf¬
gabe haben bei den Fimmzämtern , als Reichsstellen , zu prü¬
fen und sich dafür einzusetzen , daß die Erhebung der Steuern
zugunsten des Landes ' richtig erfolgt .

Angesichts der iIleueryorgänge der letzten Tage im badischen
Landtag , der Steuerbewilligungslnst der Parteien , sehe er , der
Fmanzniinister , der RückÜbertragung der Steuerhoheit an die
Länder mit sehr gemischten Gefiihlen entgegen .

"
Von sozialdemokratischer Seite wurden an den Finanzmini -

ster die Fragen gerichtet , nach der Schutzzollpolitik im Reick und
nach den Vorgängen bei Besstznng des Präsidentenposte » bei
der ReichSbahndirrktion Karlsruhe .

Auf die erste Frage , Schutzzollpolitik , erwiderte der Finanz -
minister , daß die badische Regierung hierzu noch keine Stel¬
lung ge-nomnie » habe ; die Vorlagen des Reiches seien erst
erschienen und Reichsrat und Reichstag erst zugegangen .

Aus die Frage des Präsidentenpostens der Reichsbahndirekt >on
Karlsruhe teilte der Finanzminister mit , daß sich die badische
Regierung von Ansang an auf den Standpunkt gestellt habe ,
daß die Besetzung nur mit ihrem Einvernehmen erfolgen könne .
Demgegenüber hahe sich der Re-ichsverkehrsminister auf den
Standpunkt gestellt , daß diefes Einvernehmen nur landsmän -
nischen Charakter habe , die Person aber ausschließlich Sache des
Reichsverkehrsministeriums sei . Die badische Regierung sei
aber auf ihrem Standpunkt stehen geblieben und habe bis in
die letzten Tage an ihrem Vorschlag , einem badischen Kandida -
ten , festgehalten , und erst nach bestimmter Ablehnung ihres
Vorschlags einstimmig ihre Zustimmung ftir den Jreiherrn
Paul v . Eltz - Rübenach gegeben .

Auf die Neuorganisation der Reichsbahn in die Reichsbahn -
Aktiengesellschaft eingehend , betonte der Finanzminister , datz
die Zusammenkunst der Ministerpräsidenten der Länder in
erster Linie der Wahrung der Belange der Länder gegolten
habe . Grundlegend sei , die Reichsbahn bleibe , auch nach Errich¬
tung der Aktiengesellschaft , Eigentum des Reichs . Die Perso¬
nalverordnung sei noch -nicht feststehend . Die Bezahlung der Be -
amten dürfe nicht schlechter sein als die der übrigen Reichsbe -
amten . Dagegen sei wohl die Bezahlung aller leitenden Beam -
ten für das neue Unternehmen völlig frei . Gerade das Reichs »
Verkehrsministerium sei es gewesen , das den Standpunkt bei
der letzten Besoldungserhöhung vertreten habe , die oberen Be -
amten gut zu bezahlen , hoch aufzubessern . Im Verwalltungsrat
der neuen Reich&baftii - Aktiengesellschaft seien für die Länder
2 Sitze vorgesehen , wohl für Preußxu und Bayern als die

größten Länder nnt früherem eigenem Eisenbahnbesitz. De,
Reichsei senbahn rat und die Landeseisenbahnräte sollen erhal »
ien Äeiben . Die Abfindung der Restgutha-ben der Länder so»
ebenfalls in befriedigender Weife geregelt werden .

Auf die weitere sozialdemokratische Frage nach der Stellun «
der Arbeiter bei der neuen ReichÄahn - Ahtiengesellschaft , er .
widerte der Fiuanzminister sofort , datz die Rechte der Arbeite ,
im selben Umfange gelwahrt wenden , wie die Rechte der Be-
amten . Mit den Spitzenorganisationen in Berlin werde bereits
hierüber beraten und verhandelt .

Weiter wurde beschlossen, die die Eisenbahn betreffenden un >
der dritten Lesung des Statuts , wozu die deutschen Vertrete ,
bereits nach London abgereist seien .

Diese längeren Darlegungen des Finanzministers lösten im»
türlicher Weise eine längere Aussprache aus . Insbesondere er »
fuhr die Auslegung der Reichsverfassung wie des Staatsver »
träges seitens des ReichSverkechrsininisteriums eine scharfe Ab-
lehnnng ; die Wahrung des badischen Standpunktes seitens de»
badischen Regierung wurde allseits begrüßt und der Hoffnung
Ausdruck gegeben , daß die Belange der Länder , der Beamten
und Arbeiter auch bei der neuen Reichsbahnaktiengesellschast
voll und ganz gewahrt würden .

Weiter wurde beschlossen, die di Eisenbalm betreffenden uirt
vorliegenden Anträge bei der Beratung deS Etats des Staats »
Ministeriums mit zur Beratung zu stellen .

Hierauf wurde in die Einzelberatung des Titel ? des Finanz »
Ministeriums eingetreten , und sämtliche Positionen genehmigt .

Tagesscheine in» kleinen Grenzverkeyr —
eine Warnung

Autzerhalb des Gebietes des kleinen Schweizer Grenzver »

kehrs ist häufig , wie eine Reihe von Beschwerden zeigen , die

Ansicht verbreitet , datz nunmehr jeder , der an die Grenz «
kommt , ohne weiteres eine » Tagesscheiit erhalten könne . Dies «

Auffassung ist unrichtig . Tagesscheine sind grundsätzlich nu »

für Bewohner der Grenzzone bestimmt . Ausnahmsweise bei
nachgewiesener Dringlichkeit und der Unmöglichkeit sich eine, »

Sichtvermerk zu beschaffen , können sie auch an autzerhalb der

Zone Wohnende erteilt werden . Von der Schweizer Grenz »

Polizei in Basel wird genau darauf geachtet , datz der übertritt

auf Tagcsscheinei ! nur in den dafür vorgesehenen Fällen ge-

stattet wird .

Die Angelegenheit des Amtmanns
Dr . Lehmann beigelegt

Von zuständiger Seite wird uns mitgeteilt , datz die Ange »

legenheit zwischen Rechtsanwalt Diebold und Amtmann Dr .
Lehmann in Karlsruhe , welche vor einigen Wochen in fce<
Presse besprochen wurde , in einer den Rechtsanwalt Diebold
durchaus befriedigenden Weise beigelegt worden ist .

Das Weinbaninstitnt in Kreibnrg
teilt uns folgendes mit : Die Motten des Sauerwurmes fliv »

gen schon seit einigen Tagen . Allem Anscheine nach ist starke >
Auftreten des Sauerwurmes zu erwarten , deshalb ist sorgfäl »

tige Bekämpfung angebracht , um zu grotzen Schaden zu ver »
meiden . Die Bekämpfung hat jetzt schon zu beginnen und ist
nötigenfalls zu wiederholen . Als Bekämpfungsmittel kommen

arsenhaltige Spritz - oder arsenhaltige Verstäubungsmittel in

Betracht .

WTB . Schwetzingen , 15. Juli . Heute vormittag brach in dem
hier zu Lagerzwecken benutzten Flügel der alten Dragoner »
kaserne Grotzfeuer aus , welches den ganzen Flügel in Asche
legte .

DZ . Lahr , 15. Juli . Die Lohndifferenzen in der hiesigen
Holzindustrie sind , wie man hört , durch gütliche Vereinbarun »
gen beider Parteien beigelegt worden . Soweit möglich , wird
nach neunwöchiger Arbeitspause in allen Betrieben die Arbeit
im Laufe der Woche wieder aufgenommen .

Aus der Landeshauptstadt
Wege » Raummangels mußten wir einige für dieses Blatt

vorgesehenen Artikel für die nächsten Nummern zurückstellen .

Städt . Konzerthaus . ES sei daraus hingewiesen , datz der
sehr unterhaltende Opcretcnschwank „Familie Raffke " » u*
noch einige Maie znr Aufführung gelangt . Wie bereits an »

gezeigt , ist die nächste Operetlcnncuheit „Die schöne Rivalin
von Hans S . Linnes , es sind die Hauptrolle » besetzt mit den
Damen Meryola und Siesfter , sowie den Herren Geiger ,
Gerhards , Moll , Seidl und Strasser . Leiter der Aufführung
ist Direktor Steffter ; die musikalische Leitung hat Kapell »

meister Mürl .

Verschiedenes
Überschwemmungskatastrophe in China .

Schwere Wolkenbrüche verursachten in China , in den Pro -

vinzen Honan , Huna » , Anhwij und Kiaugsi eine katastrophale
Überschwemmung , so datz Tausende von Menschenleben ver»
loren gingen » nd Hunderte von Dörfern zerstört wurden .
Peking selbst wurde durch einen Dammbruch am Bergflutz
ebenfalls bedroht . Peking ist mit Ausnahme der Strecke nach
Tientsin , welche aber durch Überschwemmungsgefahr bedroht
ist, von allem Verkehr abgeschnitten . Die Stadt Kalgan , das

grötzte Handelszentrum im Norden Chinas , ist durch eine
Überschwemmung des Jangho -Flusses teilweise zerstört .

Dandel und Mirtsckatt
Berliner Devisennotierungen

Amsterdam 100 G .
Kopenhagen 100 Kr .
Italien
London .
Newyork
Paris .
Schweiz .
Wien
Prag .

100 2 .
1 Pfd .

1 D
100 Fr .
100 Fr .

100000 Kr
100 Kr .

16 . Juli
» ritt Selb

158 .50 158 .30 158 .40
67 .58 67 .92 67 .58
18 .00 18 . 10 18 .05

18 .27 18 .36 18.320
4 .19 4 .21 4 .19

21 .50 21 .60 21 .75
76.41 76.79 76 .41

5 .92 5.94 5 .92
12 .39 12 .44 12 .40

16 . Juli
? rit>

159.20
67.72
18.15

18.410
4.21

21 .85
76.79

^ 5 .94
12 .46

Zuleitung üfcftoli 100 BroMI .

( * Teppich - Huber
CocosGardinen

Karlsruhe , KaiserstraBe 235

Kein
' LadenI

Niedrige Prei »«

(Nähe Hirschsf *
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